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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Stimmung in der Bevölkerung

Nach dieser grundsätzlichen Diskussion behandelte der Nationalrat eine Reihe
parlamentarischer Vorstösse zu diesem Thema. Wie bereits der Ständerat überwies
auch er eine in beiden Räten eingereichte gleichlautende Motion der beiden
Ratskommissionen, welche die Landesregierung bei all ihren Beschlüssen zu
besonderer Beachtung der sprachlichen und regionalen Verständigung verpflichtet.
Damit konnte sich der Bundesrat nicht durchsetzen, welcher die Vorschläge zwar
seinerseits begrüsste, jedoch für deren Überweisung als Postulat plädiert hatte. Er
überwies weiter eine Motion des Ständerats (92.3493), welche im Anschluss an die
Volksabstimmung über die Zugehörigkeit zum EWR eingereicht worden war und den
Bundesrat beauftragt, im Zusammenwirken mit gesellschaftlichen und kulturellen
Organisationen Massnahmen zu treffen, um die Verständigung zwischen den
Sprachgemeinschaften nachhaltig zu fördern.

Erfolg hatte auch eine parlamentarische Initiative von Robert (gp, BE). Darin wird der
Bund aufgefordert, Bemühungen der Kantone zur Förderung der zweisprachigen
Erziehung im Rahmen der Landessprachen zu unterstützen. Der Antrag Maspolis (lega,
TI), der Initiative keine Folge zu geben, wurde deutlich verworfen. Eine weitere
parlamentarische Initiative von Borel (sp, NE) für den Empfang mindestens eines
Radioprogramms in jeder der drei Amtssprachen in der ganzen Schweiz wurde von der
zuständigen Ratskommission in ein eigenes Postulat umgewandelt und dergestalt vom
Plenum überwiesen. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.03.1994
DIRK STROHMANN

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Eine handfeste Vertrauenskrise erschütterte während des Berichtsjahres die
staatlichen Institutionen des Kantons Bern. Angefangen hatte die Affäre bereits im
Spätsommer 1984 mit einem Bericht des kantonalen Beamten Rudolf Hafner zuhanden
der Mitglieder des Grossen Rates. Darin rügte er Verfassungs- und
Gesetzesverletzungen, die er in seiner Funktion als Finanzrevisor festgestellt hatte, und
verlangte die Durchführung einer Disziplinaruntersuchung gegen den Regierungsrat. Da
er sich in seiner Tätigkeit ausschliesslich mit der Polizeidirektion und der Direktion für
Verkehr, Energie und Wasserwirtschaft zu befassen hatte, gerieten neben der
rechnungsführenden Finanzdirektion diese Departemente ins Schussfeld der Kritik.
Betroffen waren namentlich die Regierungsräte W. Martignoni (svp) und H. Krähenbühl
(fdp) sowie einige Chefbeamte ; der Vorsteher der Direktion für Verkehr, Energie und
Wasserwirtschaft, R. Bärtschi (sp), hatte hingegen sein Amt zum Zeitpunkt der
inkriminierten Handlungen noch nicht angetreten gehabt. In einer eingehenden Analyse
stellte die vom Grossen Rat eingesetzte Besondere Untersuchungskommission (BUK)
fest, dass die Beanstandungen im wesentlichen berechtigt waren. Insbesondere nahm
die BUK Anstoss an der Führung eines Kontos für Unvorhergesehenes als Sammelkonto
für Buchungen, die beispielsweise nicht budgetiert worden waren, oder die in der
Öffentlichkeit nicht bekannt werden sollten (finanzielle Unterstützung von
Abstimmungskomitees, etc.). Als nicht mit dem Lotteriegesetz vereinbar wurden im
weiteren einige Auszahlungen aus SEVA-, Zahlenlotto- und Sport-Toto-Geldern erklärt,
da diese nicht den vorgeschriebenen gemeinnützigen oder wohltätigen Zwecken zugute
kamen. In bezug auf die Rechtmässigkeit der jurapolitisch brisanten Überweisungen an
die für den Verbleib des Südjuras beim Kanton Bern kämpfende «Force démocratique»
gelangte die BUK zu keiner einheitlichen Beurteilung. Insgesamt konstatierte die BUK
eine Reihe von zum Teil schwerwiegenden Amtspflichtverletzungen, sie sah jedoch mit
Stichentscheid ihrer Präsidentin vom Antrag auf die Einleitung einer
Disziplinaruntersuchung ab. Dazu beigetragen hatte namentlich auch der Eindruck, dass
für das kritisierte Verhalten der Regierungsräte keinerlei unlautere persönliche Motive
zugrunde lagen. Die These von der absoluten Uneigennützigkeit war allerdings nicht
mehr unbestritten, da R. Hafner kurz vor der Debatte im Parlament der
Untersuchungskommission Angaben über gewisse Grosszügigkeiten bei der Regelung
der Spesenentschädigungen für Regierungsräte zukommen liess. Reagierte bisher die

KANTONALE POLITIK
DATUM: 15.11.1985
HANS HIRTER
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breite bernische Öffentlichkeit noch einigermassen gelassen auf die politisch
begründeten Eigenmächtigkeiten ihrer Magistraten, schien nun die Geduld erschöpft zu
sein. Noch vor dem Grossratsentscheid über die Anträge der BUK erklärten am 11.
November Martignoni und Krähenbühl ihren Rücktritt auf Ende der Legislaturperiode
(Frühjahr 1986). Das Parlament folgte am 14. November seiner Kommission in der Frage
der Disziplinaruntersuchung mit 97 zu 87 Stimmen und lehnte es auch ab, die
strafrechtliche Immunität der Regierungsmitglieder aufzuheben. Die Regierung selbst
führte zu ihrer Entschuldigung insbesonders an, dass es sich bei den beanstandeten
Beschlüssen zum Teil um langjährige bewährte Praxis gehandelt habe, und dass sie sich
während der Jahre des Kampfs um die Integrität des Kantonsgebiets zur Wahrnehmung
eines vergrösserten politischen Handlungsspielraums verpflichtet gefühlt habe. 2

Auf keine Gegenliebe stiess bei der Vereinigten Bundesversammlung die Forderung der
Grünen Robert (BE), dass analog zu Sachabstimmungen auch die Wahlen mit offener
Stimmabgabe durchgeführt werden können. Keine Zustimmung fand aber auch die
parlamentarische Inititative 93.414 Guinands (lp, VD) für eine Einschränkung der
Wahlmöglichkeiten in dem Sinne, dass nur eine Woche im voraus angemeldete
Kandidierende wählbar sein sollen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.10.1994
HANS HIRTER

Volksrechte

Der Nationalrat gab einer parlamentarischen Initiative Robert (gp, BE) keine Folge,
welche dem Parlament die Kompetenz erteilen wollte, dem fakultativen Referendum
unterstehende völkerrechtliche Verträge direkt, d.h. ohne Unterschriftensammlung,
der Volksabstimmung zu unterstellen. Neben dem Einwand, dass damit das
Instrumentarium der Volksrechte noch variantenreicher und damit unübersichtlicher
würde, verwies die Staatspolitische Kommission auch auf die anstehende Totalrevision
der Verfassung, welche den geeigneten Rahmen zur Reform der Volksrechte biete. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.12.1995
HANS HIRTER

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Im schweizerischen politischen System mit seiner Mischung aus direktdemokratischen
und föderalistischen Elementen besteht die Möglichkeit, dass bei Volksabstimmungen
Volks- und Ständemehr differieren. Um dieses Risiko zu verringern, und um zudem den
Machtzuwachs zu korrigieren, der sich im Laufe der Zeit zugunsten von kleinen
Kantonen mit geringem Bevölkerungswachstum ergeben hat, schlug Leni Robert (gp, BE)
mit einer parlamentarischen Initiative vor, dass ein Volksmehr nur durch ein
qualifiziertes Ständemehr von 15,5 Kantonen zu Fall gebracht werden kann. Die
Mehrheit der Staatspolitischen Kommission des Nationalrats lehnte diesen Vorstoss ab,
da er dem in der Bundesverfassung von 1848 garantierten föderalistischen Prinzip
widerspreche. Zudem besteht nach Meinung der Kommission auch kein
Handlungsbedarf, sind doch bisher derartige divergierende Mehrheiten erst sechsmal
vorgekommen (zuletzt 1983 beim Energieartikel). Der Nationalrat beschloss mit 99:52
Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.10.1993
HANS HIRTER

Wahlen

Wahlen

Nachdem im Zusammenhang mit der Finanzaffäre die Regierungsräte Werner
Martignoni (svp) und Hans Krähenbühl (fdp) zurückgetreten waren und auch die Sitze
der aus Altersgründen demissionierenden Magistraten Henri-Louis Favre (fdp) und
Ernst Blaser (svp) neu besetzt werden mussten, standen die Regierungsratswahlen im
Vordergrund des Interesses. Erstmals seit 1946 verzichteten die Freisinnigen auf eine
gemeinsame Liste mit der SVP und stellten mit einer Dreierkandidatur den bisher
praktizierten freiwilligen Proporz (4 SVP, 3 SP, 2 FDP) in Frage. Als darauf die SVP eine
Sechserliste aufstellte, während die SP mit ihren drei bisherigen Mandatsträgern antrat,
rechnete man mit einer Verschiebung des Kräfteverhältnisses zugunsten der
Bürgerlichen. Zwar versuchten auch sechs oppositionelle Parteien Kapital aus der
Finanzaffäre zu schlagen ; da sie sich jedoch nicht auf eine gemeinsame Liste einigen
konnten, räumte niemand den insgesamt 17 Kandidierenden der Opposition eine
Chance ein. Im ersten Wahlgang wurden überraschend die drei bisherigen

WAHLEN
DATUM: 11.05.1986
KATRIN HOLENSTEIN
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Sozialdemokraten sowie neben den beiden bisherigen die zwei neuen SVP-Vertreter
Ueli Augsburger und Peter Siegenthaler gewählt. Sehr knapp verfehlte die SVP mit Heinz
Schwab einen fünften Sitz. Dagegen erreichte Geneviève Aubry (fdp) — als Anwärterin
auf den verfassungsmässig garantierten Sitz des Berner Juras die Kandidatin mit den
besten Wahlchancen — nur den 12. Platz. Mit mehr als 20'000 Stimmen Vorsprung auf
die übrigen Bewerber erzielte der durch die Finanzaffäre nicht belastete bisherige SP-
Regierungsrat René Bärtschi ein Glanzresultat. Eine Wahlschlappe musste dagegen
Markus Ruf (na) einstecken, der auf dem 22. Platz landete. Für die zweite Runde zog die
SVP ihre weiteren Kandidaten zurück und unterstützte die Freisinnigen, die ihre beiden
bisherigen Mandate mit Charles Kellerhals und Geneviève Aubry verteidigten. Da die
Freie Liste die zwei restlichen Sitze nicht diesem bürgerlichen Bündnis überlassen
wollte, trat sie mit Leni Robert und Benjamin Hofstetter (letzterer als Anwärter auf den
Jurasitz) zum Kampf an — unterstützt von den kleinen Oppositionsparteien sowie von
der SP. Gross war die Sensation, als schliesslich mit Leni Robert die erste Berner
Regierungsrätin gewählt wurde und mit Benjamin Hofstetter ein politisch Unbekannter
in die Regierung einzog. Der Wahlerfolg der Freien Liste führte zu einer historischen
Wende: zum Ausscheiden der Freisinnigen aus der Exekutive nach 132 Jahren und zu
einer rot-grünen Mehrheit in der Berner Regierung. 6

Wahlen in kantonale Parlamente

Die Wahlen im Kanton Bern waren geprägt von der Finanzaffäre, wobei sich der Verlust
des Vertrauens in die Regierungsparteien unterschiedlich auswirkte: Während bei den
Regierungsratswahlen die Freisinnigen beide Mandate an die Freie Liste verloren und
die SVP und die SP ihre Vertreter schon im ersten Wahlgang durchbrachten, musste bei
den Grossratswahlen in erster Linie die SVP die Zeche für die bernische Staatskrise
bezahlen; die FDP hingegen kam hier glimpflich davon. Als grosse Siegerin ging die Freie
Liste (FL) aus den Wahlen hervor, die auf Anhieb 11 Abgeordnete in den Grossen Rat
entsandte, darunter den ehemaligen Finanzrevisor Rudolf Hafner, der die Berner
Finanzaffäre ins Rollen gebracht hatte. Dass die Freie Liste mit den beiden ehemaligen
Freisinnigen Leni Robert und Rosmarie Bär gleich zur viertstärksten Kraft im
Kantonsparlament wurde, zeugt von einem recht bedeutenden liberal-grünen
Wählerpotential, das sich nicht nur auf die städtischen Agglomerationen beschränkte.
Der in diesem Ausmass unerwartete Erfolg der Freien Liste ging vor allem auf Kosten
der SVP, die 9 Mandate einbüsste. Sitze verloren auch die SP (-3), die FDP (-2) sowie
CVP und EVP (je -1). Dagegen konnte der LdU seine Präsenz im Grossen Rat auf 4
Mandate verdoppeln. Zu den Gewinnern gehörte weiter die POCH, die einen zweiten
Sitz eroberte, sowie die SAP, die erstmals eine Kandidatin ins Kantonsparlament
brachte. Für die NA zeitigte der Hauskrach zwischen den Nationalräten Ruf und Oehen
Folgen, indem sich der erhoffte Wahlsieg auf den Gewinn eines einzigen Mandates
beschränkte. Die übrigen kleinen Parteien konnten ihren Besitzstand wahren. Mit 30
gewählten Frauen vergrösserte sich der Anteil der weiblichen Abgeordneten auf 15%
(1982: 12%). 7

ANDERES
DATUM: 27.04.1986
KATRIN HOLENSTEIN

Wahlen in kantonale Regierungen

Die SVP und die FDP hatten in Bern die Lehren aus der Niederlage von 1986, als die
Freisinnigen von den Grünen aus der Regierung verdrängt wurden, gezogen und traten
wieder mit einer gemeinsamen Liste an. Dank dieser Blockbildung eroberten sie die
Mehrheit in der Regierung zurück. Die vor vier Jahren überraschend gewählten Leni
Robert und Benjamin Hofstetter von der zur Grünen Partei gehörenden Freien Liste
blieben in der Wahl zu der von neun auf sieben Mitglieder verkleinerten Regierung auf
der Strecke. Klar wiedergewählt wurden die drei bisherigen SVP-Vertreter, Peter
Schmid, Peter Siegenthaler und Ueli Augsburger, ebenso René Bärtschi (sp). Es folgten
die Neuen Peter Widmer (fdp), Hermann Fehr (sp) und Mario Annoni (fdp, Berner Jura).
Damit entsprechen sich im Kanton Bern die politischen Mehrheitsverhältnisse in
Regierung und Parlament wieder. Eine unmittelbar nach der Wahl durchgeführte
Umfrage zeigte, dass vornehmlich über 40jährige und überdurchschnittlich viele
Männer aus ländlichen Gebieten die bürgerliche Fünferliste unterstützt haben. Die
Jüngeren, die Frauen und die Stadtbevölkerung haben gemäss Umfrage hingegen
mehrheitlich den rot-grünen Block gewählt. Aus dieser Studie ging im weitern deutlich
hervor, dass die Regierungsratswahlen trotz des Majorzsystems nicht primär
Persönlichkeitswahlen waren, sondern dass sich die meisten Wählenden für einen der
beiden Blöcke entschieden. Der Stimmenaustausch über die Blockgrenzen hinweg blieb
gemäss der Umfrage relativ gering, aber nicht unbedeutend: Von den Bürgerlichen

WAHLEN
DATUM: 29.04.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT
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erhielt Widmer, vom links-grünen Block Bärtschi am meisten Unterstützung aus dem
gegnerischen Lager. Auch der knapp vor der Bisherigen Leni Robert liegende Fehr (sp)
profitierte von Zusatzstimmen der FDP-Sympathisanten. 8

Kantonale Ersatzwahlen

Dans le canton de Berne, il a fallu remplacer le socialiste jurassien H. Sommer décédé
en juillet. Pour son parti, il s'agissait de savoir si l'un de ses membres au gouvernement
devait continuer à représenter la partie francophone du canton. De son côté, l'aile
gauche du parti exprima ses prétentions en avançant la candidature de A. Blum,
directeur des programmes de la radio suisse alémanique. Plutôt centriste, R. Bärtschi
fut finalement retenu comme candidat et élu sans concurrence sérieuse. Le Jura
bernois perdit ainsi son second siège gouvernemental qui ne lui était d'ailleurs plus
garanti depuis 1978 par la constitution cantonale. Comme Bärtschi est un adversaire
déclaré des centrales nucléaires, les groupes UDC et PRD du Grand Conseil se sont
opposés, sans succès, à sa nomination à la Direction des transports, de l'énergie et de
l'économie hydraulique, que son prédécesseur H. Sommer avait laissée vacante. 9

WAHLEN
DATUM: 17.10.1984
PETER GILG

Für den aus gesundheitlichen Gründen zurückgetretenen (und kurz nach der Ersatzwahl
verstorbenen) René Bärtschi (sp) wurde Dori Schaer-Born (sp) bei einer
Wahlbeteiligung von 34,1 % in die Berner Regierung gewählt. Nach Leni Robert ist
damit zum zweiten Mal eine Frau in die Berner Kantonsregierung gewählt worden. Sie
distanzierte ihre Herausforderer von der Auto-Partei und der Eidgenössisch-
Demokratischen Union — der Kandidat der EDU wurde auch vom kantonalen
Gewerbeverband unterstützt — sehr deutlich. 10

WAHLEN
DATUM: 17.05.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eidgenössische Wahlen

Im Kanton Bern haben die drei grossen Parteien SVP, SP und FDP sowie der LdU je
einen Sitz verloren. Die Verluste an Wähleranteilen betrugen für diese Parteien über
6%. Nutzniesser waren die zur GP gehörende Freie Liste, die SD, die AP und die EDU,
welche je einen Sitz gewannen. Prominentester Verlierer war der Bisherige Paul Günter
(ldu), welcher ebenso für beide Räte kandidiert hatte wie die bekannteste
Persönlichkeit auf der Gewinnerseite, die ehemalige Regierungsrätin Leni Robert (gp).
Der Berner CVP-Sitz wechselte vom deutschsprachigen Kantonsteil in den Südjura, wo
die CVP-Liste als Sammelbecken der Autonomisten diente. Dank einer
Unterlistenverbindung zwischen der südjurassischen CVP, der Jungen CVP und der CVP
des Laufentals wurde der dissidente Freisinnige Jean-Claude Zwahlen, der allerdings in
die CVP-Fraktion eintrat, gewählt. 11

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Das Resultat für die Wahlen von 37 der 46 Ständeratssitze war von der Niederlage der
SP und dem schlechten Abschneiden der Frauen gekennzeichnet. In den Kantonen
Freiburg und Tessin erreichte im ersten Wahlgang überhaupt kein Kandidat das
absolute Mehr. Nach Durchführung eines zweiten Wahlganges in sieben Kantonen (AG,
BE, BS, FR, TG, TI, VS) stand der Sieg der Freisinnigen fest: Die FDP erlangte neu 18
Mandate (+4) und erreichte damit wieder das Niveau von 1931; die CVP verlor drei (neu:
16) und der SP verblieben nur noch drei (-2) Sitze. Überraschend gewann die Lega dei
Ticinesi einen Sitz. Bei den übrigen im Ständerat vertretenen Parteien (SVP, LP, LdU)
ergaben sich keine Verschiebungen. Vierzehn Sitze der kleinen Kammer wurden
erneuert (37,8%), wovon neun auf Rücktritte, einer auf die nachträgliche Besetzung des
Sitzes des im Frühjahr verstorbenen Max Affolter (fdp, SO) und vier auf Abwahlen
entfielen. Unter den Neugewählten waren auch sechs ehemalige Nationalräte (Willy
Loretan (fdp, AG), Gilles Petitpierre (fdp, GE), Gilbert Coutau (lp, GE), Kurt Schäle (fdp,
SH), Sergio Salvioni (fdp, TI) und Rolf Büttiker (fdp, SO)). Im Kanton Zürich konnte Monika
Weber (ldu) ihr Resultat von 1987 noch verbessern und plazierte sich mit über 195'000
Stimmen zum zweiten Mal an erster Stelle, währenddem es dem SP-Kandidaten Elmar
Ledergerber nicht gelang, Werner Vetterli (svp) trotz dessen relativ niedriger
Stimmenzahl vom dritten Platz zu verdrängen. In Bern verfehlte die auf Arthur
Hänsenberger nachfolgende Kandidatin der FDP, Christine Beerli, das absolute Mehr
um 2000 Stimmen und trat im zweiten Wahlgang mit Erfolg gegen Leni Robert (gp) an.
Überraschend war die Abwahl des CVP-Vertreters Xaver Reichmuth (seit 1983) in
Schwyz. Die übrigen nicht Wiedergewählten waren Yvette Jaggi (sp, VD) und die beiden

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Tessiner Camillo Jelmini (cvp), der seinen Sitz an die Lega verlor, sowie Franco Masoni
(fdp). Der Frauenanteil verschlechterte sich mit nur noch vier Gewählten auf 8,7% (1987:
10,9%). 12

Ständeratsersatzwahlen

Die in fünf Kantonen durchgeführten Erneuerungswahlen für den Ständerat brachten
keine Veränderung der parteipolitischen Zusammensetzung der kleinen Kammer. In
Glarus, Graubünden und Nidwalden wurden die bisherigen Amtsinhaber oppositionslos
für weitere vier Jahre bestätigt. 

Umstritten war dagegen die Nachfolge des Obwaldner Ständerates Willy Hophan (cvp),
der infolge einer Affäre (der Obwaldner Steuerverwaltung wurden von den eidg.
Steuerbehörden mangelhafte Einschätzungsverfahren sowie ungesetzliche
Steuervergünstigungen vorgeworfen, welche zu Steuerausfällen von gegen 22 Mio Fr.
führten und den Bund zu aufsichtsrechtlichen Massnahmen veranlassten) um die ihm
als Finanzdirektor unterstellte kantonale Steuerverwaltung auf eine erneute Kandidatur
verzichtete. Mit ihrem Parteipräsidenten Niklaus Küchler konnte die CVP-Obwalden das
Ständeratsmandat zwar halten, doch unterlag der freisinnige Kampfkandidat an der
Landsgemeinde nur sehr knapp. 

Im Kanton Zug vermochte der Angriff von SP und Sozialistisch-Grüner Alternative auf
die bürgerliche Vertretung im Ständerat das Wahlgeschehen zu beleben, hatte aber
keinen Erfolg: Die Nachfolge des zurückgetretenen Othmar Andermatt (fdp) trat der
freisinnige Regierungsrat Andreas Iten an; Markus Kündig (cvp) wurde in seinem Amt
bestätigt.

Als neuer Vertreter des Kantons Jura zog Michel Flückiger (fdp) in den Ständerat; er
rückte für seinen in die Kantonsregierung gewählten Parteikollegen Gaston Brahier
nach. 

Personelle Veränderungen ergaben sich auch im Nationalrat. Paul Rechsteiner (sp, SG)
und Lukas Fierz (gp, BE) ersetzten Hans Rohrer (sp, SG) bzw. Leni Robert (gp, BE), die
nach ihrer Wahl in die Kantonsregierung ihr NR-Mandat zur Verfügung stellten. Für den
verstorbenen Hans Frei (cvp, TG) rückte Margrit Camenzind als erste Thurgauerin in den
NR nach. Der in den BR gewählte Flavio Cotti wurde durch Giovanni Baggi (cvp, TI)
ersetzt. Im Kanton Al, der seinen einzigen NR nach dem Majorzsystem bestellt, musste
dagegen eine Ersatzwahl für den neu in den BR gewählten Arnold Koller (cvp)
durchgeführt werden. In einer Kampfwahl wurde der von der «Gruppe für
Innerrhoden» aufgestellte Rolf Engler gewählt, der sich der CVP-Fraktion anschloss. 13

WAHLEN
DATUM: 16.03.1986
KATRIN HOLENSTEIN

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Le Conseil national a adopté un postulat Robert (pe, BE) qui demande au Conseil
fédéral d'intervenir auprès des organisations internationales en faveur de la nomination
d'une déléguée spéciale de l'ONU chargée de faire un rapport sur les mauvais
traitements et les viols dont sont victimes les femmes de l'ex-Yougoslavie. En
revanche, il a rejeté un postulat Bär (pes, BE) (92.3577) qui priait le Conseil fédéral de
soutenir la proposition d'envoyer des casques bleus journalistes en ex-Yougoslavie. 14

POSTULAT
DATUM: 29.04.1993
AUTOR UNBEKANNT
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sozialhilfe

Im Einverständnis mit dem Bundesrat überwies der Nationalrat diskussionslos ein
Postulat Robert (gp, BE), welches den Bundesrat ersucht, sich generell für die
Schaffung von professionell betreuten Zentren für Vergewaltigungs- und Folteropfer
im ehemaligen Jugoslawien einzusetzen sowie in Zusammenarbeit mit Kirchen und
Hilfswerken die Errichtung einer derartigen Institution in der Schweiz zu
unterstützen. 15

POSTULAT
DATUM: 19.03.1993
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Eine Gruppe von Parlamentarierinnen, denen neben Nationalratspräsidentin Maury
Pasquier (sp, GE) die Nationalrätinnen Gadient (svp, GR), Nabholz (fdp, ZH) und Zapfl
(cvp, ZH) angehörten, traf sich im März in Bamako (Mali) mit Parlamentarierinnen aus
Westafrika. Ziel des Erfahrungsaustauschs, der auf dem Hintergrund anstehender
Wahlen in Mali, Burkina Faso, Niger, Tschad und Benin stattfand, war, den
kandidierenden Frauen Rückendeckung zu geben und die Frauen generell zu einer
stärkeren Beteiligung am politischen Leben zu ermuntern. Alt Nationalrätin Leni Robert
(gp, BE), die das Treffen in Afrika koordinierte, bezeichnete das neu geschaffene
Netzwerk zwischen Parlamentarierinnen aus verschiedenen Ländern als einzigartig;
wohl gebe es internationale Parlamentarier-Organisationen, doch für die spezifische
Unterstützung von Frauen für Frauen in Parlamenten stehe keine Plattform zur
Verfügung. In einer zweiten Etappe will die Parlamentarierinnengruppe einen Austausch
mit Kolleginnen in den jungen Demokratien Osteuropas und den zentralasiatischen
Staaten aufbauen, die wie die fünf Länder Westafrikas zu den Schwerpunktländern der
Schweizer Entwicklungszusammenarbeit gehören. 16

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 19.03.2002
MARIANNE BENTELI
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